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Ziele und Bausteine kommunaler Parkraumkonzepte
- Empfehlungen des NWStGB-Ausschusses für Verkehr und Strukturpolitik -



Aufgaben von Parkraumkonzepten in der kommunalen Verkehrsplanung

Parkraumkonzepte dienen in erster Linie der (Neu)Ordnung des ruhenden Kfz-Verkehrs in verkehrlich stark belasteten Siedlungsbereichen. Räumlicher Gegenstand sind meist die Ortskerne/Innenstädte und angrenzende Quartiere.

Insbesondere im öffentlichen (Straßen)Raum steht Parken in unmittelbarer Konkurrenz zu anderen Flächennutzungen, vor allem zu den Nutzungsansprüchen von Fußgänger- und Radverkehr, Öffentlichem Personennahverkehr sowie den nicht verkehrlichen Nutzungen im Zusammenhang mit Aufenthalt, Kinderspiel, Grün- und Freiflächen. Die Unterbringung des Parkens ist damit abgesehen von verkehrlichen Erfordernissen eine wichtige städtebauliche Aufgabenstellung.

Unter den Nutzungsansprüchen an den Straßenraum stellt Parken den funktional am wenigsten notwendigen und damit am ehesten zu verlagernden Anspruch dar. In der öffentlichen Diskussion wie in der gängigen Planungs- und Umsetzungspraxis dagegen wird das "Anrecht auf einen Parkplatz" gegenüber den anderen Nutzungsansprüchen häufig noch deutlich priorisiert. Parkraumkonzepte können und sollen hier einen angemessenen Interessenausgleich gewährleisten.

Inhaltlich enthalten Parkraumkonzepte verbindliche Aussagen zum Angebot der Parkmöglichkeiten nach Lage und Größe und zur Bewirtschaftung dieses Angebotes. Mit der Umsetzung der Maßnahmen sind eine wirksame Parküberwachung und Erfolgskontrolle notwendig. 

Besondere Anforderungen sind an die Gestaltung des Planungsprozesses zu stellen, der eine Konsensbildung über die vorgeschlagenen Maßnahmen ermöglichen soll.


Ziele kommunaler Parkraumkonzepte

Vorrangiges Ziel ist die wirksame Entlastung von Siedlungsbereichen vom fließenden und ruhenden Kfz-Verkehr zugunsten einer verbesserten Gesamtsituation für die Verkehrsarten des Umweltverbundes, die städtebaulichen Nutzungen und die Ökologie (vgl. Hinweise des NWStGB zur kommunalen Verkehrsentwicklungsplanung, 1991). Daraus lassen sich eine Reihe von Zielsetzungen ableiten:

· Parken als "flächenverbrauchende" Nutzung muß mit den Ansprüchen der anderen, um die knappen Flächen konkurrierenden, verkehrlichen und städtebaulichen Nutzungen verträglich sein. 

· Die Sicherstellung der Erreichbarkeit durch die Verkehrsarten des Umweltverbundes sollte in der Rangfolge


-
Fußgänger 


-
Radfahrer


-
öffentliche Verkehrsmittel 
    Vorrang vor einer Befriedigung der Parkraumnachfrage im Straßenraum erhalten. Die

    fußläufige Erreichbarkeit von Parkplatz und ÖPNV-Haltestelle sollte dabei gleichwertig 

    behandelt werden.

· Für die sog. "qualifizierte Parkraumnachfrage", vor allem der Anwohner und des Wirtschaftsverkehrs, müssen ausreichende Parkchancen in angemessener Entfernung von der Zieladresse gewährleistet werden. Mobilitätsbehinderte Kraftfahrer brauchen im Vergleich der Nachfragegruppen eine eindeutige Bevorrechtigung. 

· Auch die durch die "fließende Komponente" des Parkens hervorgerufenen Belastungen müssen mit den anderen verkehrlichen und städtebaulichen Nutzungen verträglich sein. Dabei soll die räumliche Anordnung der Parkmöglichkeiten eine belastungsarme und stadtverträgliche Erschließung sicherstellen. Erschließungswege und Orientierung der Parkraumsuchenden sollen darüber hinaus eindeutig und instruktiv sein, um Parksuchverkehr und die damit einhergehenden Belastungen des jeweiligen städtebaulichen Umfeldes zu minimieren.

· Alle rechtlichen Möglichkeiten zur Einbeziehung des privaten Stellplatzangebotes in das Parkraumkonzept sollen konsequent genutzt werden. Dies gilt auch für die Möglichkeit einer kommunalen Stellplatzbeschränkungssatzung.

Die genannten Zielsetzungen und Ansprüche machen deutlich, daß Parkraumkonzepte den gesamten Parkraum (öffentlich und privat) sowie die "fließende" und die "ruhende" Komponente des Kfz-Verkehrs integriert behandeln müssen und begleitende Maßnahmen zur Bildung eines tragfähigen Konsenses für die Planung und Umsetzung erfordern.

Die Städte und Gemeinden sollten daher ihre bisherigen Handlungsgrundlagen zum Parken hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit städtebaulichen und gesamtverkehrlichen Zielsetzungen überprüfen und dabei klar definierte Maßstäbe anlegen. Diese Maßstäbe sollten sich nicht in dem Bemühen erschöpfen, die aktuelle oder trendbezogen prognostizierte Nachfrage nach Parkraum zu befriedigen. Vielmehr ist die zentrale Frage der Stadt-, Sozial- und Umweltverträglichkeit des Parkens gestellt.


Bausteine kommunaler Parkraumkonzepte

1.
Methodische Vorgehensweise

Die planerischen Arbeiten zur Erstellung eines Parkraumkonzeptes sollten von vorneherein problem-, ziel- und konsensorientiert angelegt werden. Der Daten- und Zeitaufwand wird dabei maßgeblich von der örtlich erforderlichen Überzeugungsarbeit bestimmt und ist damit wesentlich abhängig von dem Meinungsklima und den Interessenlagen zum Thema Parken vor Ort.

Ausgangspunkt jeder Parkraumkonzeption sollte eine Parkbilanz sein, die dem aktuell vorhandenen Angebot die aktuelle Nachfrage gegenüberstellt. Wie umfangreich und differenziert diese Bilanzierung durchgeführt wird, muß von den o. g. Aspekten der Problem-, Ziel- und Konsensorientierung abhängig gemacht werden. 

Der Bestand an Parkständen im öffentlichen Raum (Straßen, Plätze) muß in der Regel aktuell erhoben werden.  Gegenstände der Erhebung sind dabei neben der Lage der Parkstände, Aufstellungsart und Regelungsform und die Lage und die Aufstellung der ordnungswidrig abgestellten Kraftfahrzeuge, da der Verzicht auf diese Differenzierung oft zu einer verfälschten Einschätzung der Angebotssituation führt.

Öffentlich zugängliche Parkierungsanlagen (Parkplätze, Parkhäuser, Tiefgaragen) werden teils privat, teils durch die Kommune betrieben. Durch die Darstellung von Ort, Lage der Zu- und Abfahrten, Kapazität, Umfang der Nutzungsbeschränkungen durch Dauermieter, Öffnungszeiten, Tarife sowie vorhandene Wegweisung bzw. Einbindung in ein Parkleitsystem, kann ein Gesamtbild des je nach Tageszeiten und Wochentagen vorhandenen Stellplatzangebots erstellt werden. 

Die Erfassung des privaten Parkraums ist schwierig und aufwendig, da in der Regel entsprechende Kataster nicht vorliegen. Dennoch ist es sowohl für die Problembewertung als auch für die Konzeptentwicklung angezeigt, zumindest eine Abschätzung des privaten Stellplatzangebotes vorzunehmen.

Zur Erhebung der Parknachfrage kommen grundsätzlich zwei Verfahren in Frage:

· Momentane Belegungsbilder, zu einem oder mehreren "Zeitschnitten" erhoben, geben an,  welche Parkstände zur betrachteten Zeit belegt waren. Sie sind ausreichend, wenn Parkzwecküberlagerungen unwesentlich sind und die Zeiten stärkster Belastung bekannt sind (sowie von niemandem ernsthaft in Frage gestellt werden). Vorteilhaft ist die gleichzeitige Differenzierung in regelkonforme oder regelwidrige Parkfälle.

· Parkdauererhebungen sind bei differenzierten Parkzwecküberlagerungen empfehlenswert, um genauere Rückschlüsse auf die verschiedenen Parkzwecke zu erhalten. Durch Rundgänge mit Festhalten der Kfz-Kennzeichen kann die Parkdauer der einzelnen Kfz stichprobenartig festgestellt werden. Ein nächtlicher Zeitschnitt gibt einen im allgemeinen verläßlichen Nachweis für den Bedarf an Anwohnerstellplätzen.

Die Bewertung der heutigen Situation erfolgt auf Grundlage einer Bilanzierung von Angebot und Nachfrage. Dabei sind insbesondere folgende Faktoren zu beachten, die erheblichen Einfluß auf die Aussage haben können:

-
Anteil des "illegalen Angebotes"

-
"Qualifikationsgrad" der Nachfrage sowie

-
räumlicher Zuschnitt des "Bilanzgebietes".

Die Definition der zukünftigen qualifizierten Nachfrage als Grundlage der Angebotsbemessung und -bewirtschaftung steht im städtebaulichen und verkehrsplanerischen Zusammenhang. Entscheidende Fragestellungen sind hierbei:

-
welche städtebaulich verträgliche Parkraumkapazität kann zur Verfügung gestellt 

 
werden?

-
welche Nachfragegruppen sind als "qualifiziert" anzusehen und welche sind am 


ehesten zu verlagern?

-
welche Rolle wird den Verkehrsarten des Umweltverbundes zugedacht und welche 


Parkraumnachfrage können sie ersetzen?

2.
Instrumente

Die Instrumente eines Parkraumkonzeptes betreffen zum einen das Parkraumangebot nach Lage und Umfang, zum anderen Bewirtschaftungsformen und Marketing. Das Parkraumangebot umfaßt

-
Parkstände im öffentlichen Straßenraum,

-
öffentlich zugängliche Parkierungsanlagen und

-
öffentlich nicht zugängliche private Stellplätze.

Das Parkraumangebot bestimmt im wesentlichem Maße die Art und die Größenordnung des fließenden Kfz-Verkehrs. Da im individuellen Verhalten von Kraftfahrern möglichst zielnahes Parken oberste Präferenz besitzt, ist neben der absoluten Anzahl der vorhandenen Parkmöglichkeiten auch deren Lage mitentscheidend für Parkverhalten, Routen- und Zielwahl ("Parksuchverkehr").

Insbesondere in Siedlungsbereichen mit ausgeprägten Nutzungsüberlagerungen und -v​er​dichtun​gen sollte daher überprüft werden, ob die vorhandene Nachfrage nach Parkständen im öffentlichen Straßenraum überhaupt oder in unmittelbarer Nähe zur Zieladresse befriedigt werden soll. Eine Reduzierung, differenzierte Bewirtschaftung oder gänzliche Aufhebung dieser Parkstände ist vielfach geeignet, um die Standortattraktivität zu erhöhen und vorhandene Parkierungsanlagen betriebswirtschaftlich effizienter auszulasten. Die akzeptable maximale Entfernung zwischen Parkstand und Quell-/Zieladresse kann z.B. an der für ÖPNV-Halte​stellen für zumutbar gehaltenen Fußwegedistanz  ausgerichtet werden.

Je nach örtlichen Bedingungen kommen verschiedene Aufstellungsformen in Frage. Entwurfskriterien und Dimensionierungsalternativen werden in den Empfehlungen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen für innerörtliche Straßen und den ruhenden Verkehr (EAE 85/95, EAHV 93, EAR 91) ausführlich behandelt.

Die Anordnung von Gehwegparken ist nur in Ausnahmefällen ein geeignetes Instrument zur Herstellung von Parkständen im öffentlichen Straßenraum. Der Gesichtspunkt einer Verbesserung der Bedingungen für Fußgänger und Aufenthaltsnutzungen legt sogar die vorrangige Aufhebung entsprechender Regelungen im Bestand nahe.

Parkierungsanlagen bieten die Möglichkeit, den ruhenden Kfz-Verkehr an besonders geeigneten Standorten im Stadtgebiet bzw. Verkehrssystem zu bündeln. Dieses Bündelungsprinzip ist vorteilhaft, um sensible Bereiche von Parksuchverkehr zu entlasten oder gänzlich freizuhalten und den fließenden Kfz-Verkehr besser lenken zu können. Ihre Nutzung ist wesentlich abhängig

-
von den vorhandenen Alternativen im öffentlichen Straßenraum und auf privaten 


Grundstücken

-
von den jeweiligen Nutzungsbedingungen (Gebühren, Öffnungszeiten, innere 


Gestaltung und soziale Sicherheit).

Bei der Neu- bzw. Umplanung der Zu- und Abfahrten von Parkierungsanlagen sollte darauf geachtet werden, daß diese nicht in sensiblen Bereichen liegen. Als Anlagenstandorte sind daher i.a. Randlagen von Zielgebieten geeignet und weniger zentrale Lagen wie etwa der Marktplatz.

Ein besonders sensibles Vorgehen erfordert vor allem die Einrichtung von P+R-Anlagen (vgl. Ausschuß-Beschluß vom 16.06.1992 zu P+R-Konzepten aus Sicht des kreisangehörigen Raumes). Dezentrale, wohnortnahe P+R-Anlagen sind zentralen, zielnahen Lagen grundsätzlich vorzuziehen. Eine Ausnahme stellt hier allenfalls temporäres P+R (Einkaufs-P+R und Veranstaltungs-P+R zu besonderen Anlässen) mit Bus-Pendelverkehr dar, für das auch zielnähere Standorte, z.B. freie Großparkplätze von Firmen und Verwaltungen oder ungenutzte Festplätze, in Frage kommen. Generell ist insbesondere auch auf eine verträgliche Dimensionierung der Größe nach zu achten.

Die Berücksichtigung von privaten Stellplätzen in kommunalen Parkraumkonzepten ist schwierig: Zum einen sind Umfang und Lage vielfach nicht bekannt und auch nur schwer zu erheben, zum anderen fehlen derzeit weitgehend die kommunalen Zugriffsmöglichkeiten.

Zur Steuerung des privaten Parkraumangebotes im Zusammenhang mit Neubauvorhaben und wesentlichen Nutzungsänderungen im Bestand sind kommunale Stellplatzbeschränkungssatzungen geeignet. Die neue nordrhein-westfälische Bauordnung bietet hier differenzierte Möglichkeiten für den kommunalen Raum.

Parkleitsysteme stellen ein ergänzendes Instrument des Parkraumangebotes dar. Sie dienen in erster Linie ortsfremden Kraftfahrern zur Orientierung, können den Parksuchverkehr dadurch reduzieren helfen und können - als dynamische Anlagen - in Zeiten äußerst starker Parkraumnachfrage zur gleichmäßigeren Auslastung der einbezogenen Parkierungsanlagen führen. Zur Entlastung der Parksituation im Straßenraum tragen sie allerdings nicht bei. Für Klein- und Mittelstädte sind i.a. statische Parkleitsysteme vollkommen ausreichend.

Instrumente der Parkraumbewirtschaftung betreffen die Aspekte

-
Mehrfachnutzung von Parkraum,

-
Parkgebühren,

-
Parkdauerbegrenzung und

-
Sonderparkberechtigungen für bestimmte Nutzergruppen.

Mehrfachnutzung bietet sich für öffentlich zugängliche private Stellplätze an. In Siedlungsbereichen mit starker Parkraumnachfrage und Parkzwecküberlagerungen ermöglicht sie eine wirksame Flächenersparnis. Auch Firmen- und Behördenparkplätze können außerhalb der üblichen Nutzungszeiten für die allgemeine Nutzung freigegeben werden, Zeitangaben und Nutzungsbedingungen müssen dann jedoch deutlich ausgewiesen werden.

Parkgebühren werden durch Parkuhren, Parkscheinautomaten oder besondere Abfertigungsanlagen erhoben. Parkscheinautomaten sind, nicht nur aus städtebaulichen Gesichtspunkten, im Straßenraum Parkuhren vorzuziehen. Sie ermöglichen die Einrichtung differenzierter Tarife und zusätzliche Informationen der Nutzer am Standort (z.B. Hinweis auf nächstes Parkhaus) und erfordern i.a. einen geringeren Betreuungsaufwand: Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch auf gute Erfahrungen mit sog. City-Cards, die - in Kooperation mit dem Verkehrsunternehmen - neben ihrer Funktion als Busfahrkarten auch als Parkschein dienen.

Sinnvoll ist eine differenzierte Staffelung der Parkgebühren unter Berücksichtigung der Standorte. Üblich ist eine Staffelung von außen nach innen, d.h. im Innenstadtbereich/Orts​kern werden die höchsten Parkgebühren gefordert. Die im öffentlichen Straßenraum erhobenen Parkgebühren sollten dabei über denen der Parkierungsanlagen liegen; anderenfalls ist eine Entlastung des Straßenraums und Auslastung der Parkierungsanlagen kaum zu erwarten.

Die Parkdauerbegrenzung ermöglicht eine parkzweckspezifische Steuerung der Parkraumnachfrage, insbesondere die Verhinderung von Langzeit- und Dauerparken und zielt daher vor allem darauf,

-
Berufs- und Ausbildungspendler zu einem veränderten Park- oder 


Verkehrsmittelwahlverhalten zu bewegen und

-
die Parkchancen von Kunden, Besuchern und Wirtschaftsverkehr als 


ausgesprochene Kurzzeitparker zu erhöhen.

Sie bewirkt dementsprechend, daß der umgewandelte Parkraum häufiger umgeschlagen wird - statt eines Berufspendlers können durchschnittlich etwa 4-5 Kurzzeitparker einen Parkstand nutzen. Daher empfiehlt es sich, vor der Festlegung von Parkdauerbegrenzungen für bisher unbewirtschaftete Parkstände zu überprüfen, inwieweit flankierend Reduzierungen des Parkraums erforderlich sind, um den durch einen häufigeren Umschlag induzierten Neuverkehr zu begrenzen.

Zur Begrenzung der Parkdauer dient, neben einer differenzierten Gebührenordnung und der Festlegung von Nutzungsbeschränkungen, die Parkscheibe. Ohne konsequente Überwachung ist diese Regelung wenig wirksam; andererseits bringt sie den Nachteil mit sich, daß dem notwendigen Überwachungsaufwand keine Einnahmen gegenüberstehen und auch die Überwachung selbst aufwendig ist.

Die wesentliche Zielgruppe von Sonderparkberechtigungen stellen die Anwohner dar. "Anwohnerparken" ist mittlerweile in Städten und Gemeinden aller Größenordnungen ein übliches Instrument zur Parkraumbewirtschaftung. Rahmenbedingungen sind

-
ein unter dem Bedarf liegendes Angebot in Wohnungsnähe, wobei die 


vorhandenen privaten Stellplätze in besonderem Maße in die Gesamtbetrachtung 


einzubeziehen sind,

-
die Möglichkeit, Fremdparker ohne negative Wirkungen für den Standort fernhalten 


zu können und 

-
eine ausreichende Überwachung der Regelung.

Anwohnerparken schafft keinen neuen Parkraum, sondern lediglich höhere Parkchancen der Anwohner in Wohnungsnähe. Die Einführung kann überzogene Erwartungen wecken, daher sollte die Planung von Anfang an die Betroffenen einbeziehen.

Die Lizenzgebiete sollten eine Größe vorweisen, die einen Ausgleich des unterschiedlichen Stellplatzbedarfs in den einzelnen Straßen(abschnitten) ermöglicht. Anwohnerparken kann nach unterschiedlichen Prinzipien konzipiert werden:

-
Trennungsprinzip, d.h. ausdrückliche Reservierung bestimmter Parkstände für


Anwohner, oder

-
Mischungsprinzip, d.h. Bevorrechtigung von Anwohnern innerhalb von Parkzonen 


mit Dauerbegrenzung und Gebührenpflicht durch Befreiung von diesen Regelungen,

-
Wechselprinzip, d.h. Beschränkung der Sonderparkbevorrechtigung für Anwohner 


auf Abend-/Nacht- und Morgenstunden, gebührenpflichtiges Kurzzeitparken und/


oder Haltverbot tagsüber.

Der Einsatz der verschiedenen Prinzipien kann nach der Art und dem Umfang der Parkzwecküberlagerung und nach den städtebaulichen Merkmalen (insbesondere Nutzungsstruktur) des betreffenden Quartiers vorgenommen werden. Bei größerer räumlicher Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung sind Mischformen und Kombinationen der Prinzipien nahezu zwangsläufig, um situationsgerechte Lösungen zu schaffen.

Die derzeitig zulässige Gebührenhöhe macht es unwahrscheinlich, daß dadurch eine zweckentfremdete Nutzung vorhandener privater Stellplätze verhindert werden kann. Bei der Vergabe von Anwohnerparkausweisen sollte daher als Rahmenbedingung ausdrücklich vorausgesetzt werden, daß ein privater Stellplatz nicht vorhanden ist.

Die Erreichung der Ziele von Parkraumkonzepten, insbesondere zur Verlagerung der Berufs- und Ausbildungspendlerfahrten auf andere Verkehrsmittel oder an andere Parkorte sowie zur Sicherung der Parkchancen von Kurzzeitparkern (Kunden, Besucher, Wirtschaftsverkehr), aber auch der anderen Nutzungsansprüche im Straßenraum (vor Falschparkern) steht und fällt mit einer effektiven Parküberwachung. Im übrigen sind wiederholte Erfolgskontrollen sind im Zusammenhang mit der Umsetzung von Parkraumkonzepten unbedingt empfehlenswert. Sie liefern wichtige Erkenntnisse über maßnahmenbezogene Wirkungen und das Maß der Zielerreichung und bieten somit Anhaltspunkte zur Bestätigung der eingeschlagenen Lösungsstrategie bzw. für ggf. erforderliche Korrekturen und Fortschreibungsbedarf. Auch im Vorfeld von Erfolgskontrollen sollten mit den am Entscheidungs- und Umsetzungsprozeß Beteiligten (politische Gremien, Fachämter, Verkehrsforen u.s.w.) möglichst einvernehmlich verbindliche Ziele und Beurteilungskriterien festgelegt werden.

3.
Gestaltung des Planungsprozesses

Erfahrungen bei der Planung und Umsetzung von Stadtverkehrskonzepten zeigen, daß die Gestaltung des Planungsprozesses und die Öffentlichkeitsarbeit während der Umsetzung der geplanten Maßnahmen wesentliche Faktoren für die maßnahmenbezogene Akzeptanz und Wirksamkeit darstellen. 

Die öffentliche Information über die beabsichtigte Aufstellung eines Parkraumkonzeptes sollte möglichst frühzeitig erfolgen. Gerade die starke emotionale Besetzung des Themas "Parken in der Öffentlichkeit" legt dies nahe, um später die Konsensfähigkeit von Planungsergebnissen und politischen Beschlüssen zu den umzusetzenden Maßnahmen nicht zu gefährden. Aus diesem Grund ist auch eine kontinuierliche, d.h. regelmäßige, planungsbegleitende Information der kommunalen Öffentlichkeit sinnvoll. Geeignete Formen und Medien sind beispielsweise Presseinformationen mit gut aufbereiteten Fakten und Datenmaterialien und Hauswurfsendungen.

Von besonderer Bedeutung ist die frühzeitige Kontaktaufnahme zu denjenigen örtlichen Interessenvertretern und -gruppen, die von den Ergebnissen der Planung besonders betroffen sein werden und das örtliche Meinungsklima wesentlich mitbestimmen. Wichtige Ansprachegruppen sind

-
Anwohner,

-
Einzelhändler, Dienstleister und Gewerbebetreibende,

-
Beschäftigte,

-
Kunden und Besucher.

Geeignete Formen und Medien sind Befragungen, Zielgruppenveranstaltungen, Infobriefe für relevante Zieladressen sowie planungsbegleitende Kontaktangebote seitens der planenden Institution (Sprechstunde, "Info-Telefon" o.ä.). "Planungsbetroffene" und Entscheidungsträger sollten in den Planungsprozeß soweit einbezogen werden, daß parallel dazu ein Konsensbildungsprozeß in Gang kommt. Als geeignete Organisationsformen haben sich dafür begleitende Arbeitskreise, Diskussionsforen, "runde Tische" und Bürgerwerkstätten herausgestellt.
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